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Bericht 
des Unterrichtsausschusses 

über die Regierungsvorlage (426 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Schüler­

beihilfengesetz geändert wird 
und 

den Antrag der Abgeordneten Dr. Gruber 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Schülerbeihilfengesetz geändert 

wird (261A) 

Die Höhe der Beihilfen nach dem Schüler­
beihilfengesetz ist von der Bedürftigkeit des Schü­
lers abhängig. Durch die gegenständliche Regie­
rungsvorlage sollen die Einkommensgrenzen und 
Beihilfenbeträge unter Bedachtnahme auf die Stei­
gung der Einkommen und der Lebenshaltmngs­
kosten erhöht werden. 

Die Bedürftigkeit ist jedoch nicht alJeine von 
den Einkommensgrenzen, sondern auch vom Ver­
mögen des Schülers und der Unterhaltsverpflich­
teten abhängig. Aus diesem Grunde wäre das 
Vermögen in gleicher Weise zu berücksichtigen, 
wie es die Regierungsvorlage für ein Bundes­
gesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz ge­
ändert wird (402 der Beibgen zu den steno­
graphischen Protokollen des Nationalrates 
XIV. GP), vorsieht. 

Ferner sollen durch diese Regierungsvorlage 
notwendig sowie zweckmäßig gewordene Ände­
rungen bzw. Anpassungen berücksichtigt werden.' 

. Zum gleichen Gegenstande haben die Abgeord­
neten Dr. G ruh e r, Dr. Bus e k, Dipl.-Ing. 
Dr. Lei t n e r und Genossen einen selbständigen 
Antrag am 6. Mai 1976 im Nationalrat einge­
bracht und im wesentlichen wie folgt begründet: 

"Die Zielsetz·ung dieses Antrages ist die Er­
höhung der Schul- und Heim'beihilfen im Hin­
blick auf die geänderten Lebenshaltungskosten 
seit der letzten Novellierung dieses Gesetzes vor 
nunmehr zwei Jahren. Die in diesem Zeitraum 
exorbitant hohe Inflationsrate hat nicht nur ~u 

einer realen Verringerung der Schul- und Heim­
beihilfen geführt, sondern auch zu einer en~spre­
chenden Entwicklung der nominellen Einkom­
men. Aus diesem Grund wurden sowohl die Ein­
kommensgrenzen als auch die Schul- und Heim­
beihilfen um 20% angehoben .... " 

Der Unterrichtsausschuß hat heide Vorlagen 
erstmals in seiner Sitzung am 2. März 1977 in 
Verhandlung genommen. Als :Berichterstatter 
über die Regierungsvorlage fungJierte Abgeord­
neter Ha a s, über den Initiativantrag (261A) 
Magister H ö c h t 1. Sodann wurde einstimmig 
beschlossen, den weiteren ßteratungen die Re~e­
rungsvorlage zugrunde zu legen. 

Nach einer Debatte, an der sich außer den 
Berichterstattern die Abgeordneten H i e t 1, Otti­
lie R 0 c h u s, ~dith D 0 b e s b 'e r ger und 
Pet e r sowie der Ausschußobmann Abgeordne­
ter Dr. G r u 'b ·e r sowie der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst Dr. Si n 0 wa tz betei­
ligten, wurden die Verhandlungen vertagt. 

Am 25. März dieses Jahres setzte der Unter­
richtsausschuß seine Beratungen zum Gegenstande 
fort. An der weiteren Debatte 'beteiligten si~ 
die Abgeordneten Dip1.-Ing. Dr. Lei t n e r, 
Dr. S c h n el J, Dr. Fra u s ehe r, DDr. M a­
der n ,e r, Wilhelmine M 0 s e r, Edith D 0 b e s­
berg er, Pet er, Dr.iEduard M 0 s e r, 
Ing. Amt man n, Dr. Hilde H a w 1 i c e k,· 
Dr. Kap au n und Rem pI bau e r sowie Bun­
desminister Dr. Si n 0 w atz. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage teils einstimmig, teils mit Stimmenmehr­
heit angenommen. Ein von den Abgeordneten 
Magister H ö c h t I und Genossen vorgelegter 
Ahänderungsantrag fand hing·egen keine Mehr­
heit. Der Initiativantrag (26!A) der Abgeord­
neten Dr. G r u b er und Genossen gilt als mit­
erledigt. 

Zu Art. I Z. 3 des Gesetzentwurf.es hat der 
Unterrichtsausschuß einvernehmlich festgestellt, 
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daß die vorgesehene Erklärung über das Fehlen 
eines steuerpflichtigen Vermögens über 300 000 S 
bloß in der Beantwortung einer di,esbezüglichen 
Frage im Antragsformular bestehen soll, um eine 
Belastung der Antragsteller und einen 'unnötigen 
VerwaItungsaufwand zu vermeiden. 

Außerdem hat ·der Unterr.ichtsausschuß noch 
eine Druckfoehler:berichtigung zu Z. 14 der Regie­
rungsvorlage zur Kenntnis genommen, und zwar 

Haas 
Berichterstatter 

hat es inder überschrift zu § 9 Abs. 2 lit. c an 
Stelle ,;Schulbeihilfe" zu lauten "HeimbeihiHe". 

Als Ergebnis seiner Bera1Jungen stellt der 
Unterricht;sausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (426 der Beilagen) die 
verfa'ssungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1977 03 25 

Dr. Schnell 
Obmannstellvertreter 
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